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werden. In der Nacht ist hingegen mit Überschreitungen je nach Nutzungskonzept von bis zu 
8 dB(A) zu rechnen.  
Soll das Parkhaus auch nachts, in der Zeit 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr genutzt werden, müssen 
Maßnahmen an der Abluftanlage und an den Parkebenen 3 + 4 sowie 5 + 6 getroffen 
werden. 
So muss die Südfassade der Parkebene 3 und 4 eine Schalldämmung von wenigstens Rw = 
10 dB aufweisen und die Abluftanlagen an der Westfassade mit einem Schalldämpfer 
ausgestattet werden. Für das Parkdeck 5 und 6 besteht die Möglichkeit dieses nachts zu 
sperren oder entlang der Ost-, Nord- und Westfassade eine 2,0 m hohe Schallschutzwand 
auf das Parkdeck zu installieren. 
Die Regenrinne in der Einfahrt muss grundsätzlich lärmarm, d.h. beispielsweise mit 
verschraubten Gusseisenplatten versehen werden.  
Durch den Verkehr auf der öffentlichen Straße ist auch bei Berücksichtigung des Parkhauses 
mit keinen Überschreitungen zu rechnen. Durch den geringeren Parkplatzsuchverkehr ist 
westlich der Einmündung in das Parkhaus mit einer Reduzierung der Immissionsbelastung 
zu rechnen.  
Der Betrieb des Parkhauses am Tag in der Zeit von 6.00 bis 22.00 Uhr ist mit dem Planungs-
entwurf möglich. Für den Nachtbetrieb müssen Maßnahmen an der Ebene 3 und 4 sowie 5 
und 6 sowie ein Schalldämpfer an der Abluftanlage vorgesehen werden. 
 
Gemäß den Planunterlagen für das Parkhaus (bauantragsbezogen) wird die Süd − Fassade 
des Parkhauses "geschlossen" ausgeführt (mit Ausnahme der Ein- und Ausfahrtbereiche). 
Das vorgelegte schalltechnische Gutachten berücksichtigt diesen Sachverhalt nicht. 
 
Der Bebauungsplan soll nun lediglich die "Mindestanforderungen" (soweit nach § 9 Abs. 1 
Nr. 24 BauGB festsetzbar) zum Schallschutz zur Einhaltung der einschlägigen Immissions-
richtwerte nach TA Lärm an der Umgebungsbebauung regeln. 
 
Die Untere Immissionsschutzbehörde (UIB) nimmt diese Entscheidung der Stadt 
Ebersberg zur Kenntnis, die weitere fachliche Äußerung stellt auf diesen Sachverhalt 
ab. 
 
Die "Mindestanforderungen" (zum Schallschutz) sind in den "Festsetzungen durch Text" im 
Planteil des Bebauungsplanes unter der Ziffer B 10 "Schallimmissionsschutz" (Nrn. 10.1 − 
10.6) festgeschrieben bzw. festgesetzt. Diese Formulierungen werden durch die Untere 
Immissionsschutzbehörde zum Teil redaktionell ergänzt: 
 

- 10.1 Außenbauteile: 
„Die Außenbauteile des Gebäudes müssen folgende Richtwerte als Schalldämm-Maß (R'w) 
einhalten…“ 
Dies entspreche den Vorgaben / Mindestanforderungen des Gutachtens; 
in der 2. Zeile könnte evtl. noch folgende "Verbesserung" vorgenommen werden: 
....... Schalldämm − Maß (R'w) mindestens einhalten,  
 

- 10.3 Nachtnutzung des Parkhauses: 
„Die obersten und offenen Parkdecks sind während der Nachtstunden (22.00 − 6.00 Uhr) 
geschlossen zu halten und eine Nutzung auszuschließen.“ 
Dies entspreche den Anforderungen / Notwendigkeiten des schalltechnischen Gutachtens 
(bzw. dem geplanten Betriebskonzept der Kreisklinik). 
Hier werde der Stadt Ebersberg empfohlen, die Nutzung in der Nachtzeit für "unzulässig" zu 
erklären, z.B. wie folgt: 
„...geschlossen zu halten; eine Nutzung in dieser Zeit ist unzulässig.“ 
 

- 10.4 Regenrinne: 
„Die Regenrinne im Einfahrtbereich des Parkdecks ist lärmarm, d.h. mit verschraubten 
Gusseisenplatten auszuführen (Nr. 4.3.2 Lärmgutachten).“ 
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Für die schalltechnischen Berechnungen wurde eine lärmarme Ausführung der Regenrinne 
angenommen, die z.B. in Form von verschraubten Gusseisenplatten sichergestellt werden 
kann. 
Es werde der Stadt Ebersberg hier empfohlen, die "Form" der lärmarmen Ausführung nicht 
zwingend vorzuschreiben, sondern mit "z.B. oder beispielsweise" (vgl. auch S. 37 des 
Gutachtens). 
Sollte die lärmarme Ausführung auch über eine andere geeignete Konstruktion sichergestellt 
werden (können), so müsste bei gegenwärtiger textlicher Vorgabe gegebenenfalls eine 
"Befreiung" von der gegenständlichen Festsetzung erfolgen, was seitens der UIB nicht 
sinnvoll erachtet werde. 
Die Stadt Ebersberg wird hier gebeten, im Rahmen des eigenen Ermessens zu entscheiden. 
 

- Nachweise: 
„Die Festsetzungen 10.1, 10.2 und 10.3 sind durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen 
und ihre Einhaltung im Bauantrag gutachtlich (nur 10.1 und 10.2) nachzuweisen.“ 
 
Die Untere Immissionsschutzbehörde merkt an, dass das Schalldämm − Maß (R'w) von 
Außenbauteilen im Regelfall durch Unterschrift des zuständigen Architekten bestätigt werde, 
eine  nachträgliche "Begutachtung" (durch einen geeigneten externen Gutachter) damit 
(eigentlich) nicht mehr erforderlich sei.  
Auch im Falle der Abluftanlage bedürfe es (eigentlich) keiner nachträglichen "Begutachtung" 
durch einen geeigneten externen Gutachter, da normalerweise der zuständige Projektant der 
Lüftungsanlage in der Lage ist, die gegenständliche Anforderung sicherzustellen und über 
Unterschrift zu bestätigen sowie hier (erforderlichenfalls) "nachzumessen". 
 
Die Stadt Ebersberg werde gebeten, sich mit obigen Belangen auseinander zu setzen und 
auch hier "praxisgerecht / − nah" im Rahmen des eigenen Ermessens zu entscheiden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Bebauungsplan und seine Begründung übernehmen die Vorgaben der „Verkehrs- und 
Lärmuntersuchung der Kreisklinik Ebersberg“. Damit werden die Immissionsgrenzwerte der 
TA Lärm eingehalten. Wenn im weiteren Verfahren weitere Immissionsmindernde 
Maßnahmen getroffen werden, ist dies im Sinne des Immissionsschutzes zu begrüßen, aber 
nicht notwendig. Die Immissionsschutzbehörde nimmt diese Tatsache zur Kenntnis. 
Die redaktionellen Hinweise zu den Kapiteln 10.1 und 10.3 werden nicht aufgenommen, da 
die Aussagen der textlichen Festsetzungen für ausreichend erachtet werden. 
Die textliche Festsetzung unter Kapitel 10.4 wird mit der Formulierung „beispielsweise“ 
ergänzt, um so diese Festsetzung zu flexibilisieren und damit eine nachträgliche Befreiung 
zu vermeiden. 
Die Ausführungen zu den Nachweisen unter Kapitel 10.6. werden nicht mehr unter Kapitel B. 
Festsetzungen durch Text aufgeführt, sondern unter Kapitel D. Hinweise durch Text. Damit 
sind diese Vorgaben nicht mehr verbindlich, sondern flexibler zu handhaben, wie es die 
Untere Immissionsschutzbehörde vorschlägt.  
 
 
Wasserwirtschaftsamt Rosenheim, Schreiben vom 24.06.2008 
 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen mit dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 170 – 
Sondergebiet Parkdeck - für die Kreisklinik Einverständnis. Es wird empfohlen, zumindest 
einen Teil des anfallenden Niederschlageswassers vor Ort zu versickern. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
In der Begründung zum Bebauungsplan sind allgemeine Hinweise des Wasserwirtschafts-
amtes München aufgeführt. Darunter auch der Hinweis, dass die Entsorgung von anfallen-
dem Niederschlagswasser, soweit eine Versickerung im das Bauwerk umgebenden 
Grünstreifen nicht möglich ist, über Regenrückhaltebecken und eine gedrosselte Einleitung 
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in das städtische Kanalsystem erfolgen soll. Weitere Maßnahmen sind aus Sicht der 
Verwaltung nicht möglich. 
 
 
Kreisbrandinspektion Ebersberg, Schreiben vom 21.07.2008 
 
Die Kreisbranddirektion ist mit dem Planvorhaben einverstanden. Grundsätzlich sei eine 
ausreichende Löschwasserversorgung sicherzustellen. Auf Grund der Nähe zur Kreisklinik 
wird von einigen Annahmen ausgegangen, die im Bestand aber ohnehin vorhanden seien. 
Diese betreffen die Mindestlöschwassermenge, die Abstände zwischen den Hydranten sowie 
zur nächstgelegenen Löschwasserentnahmestelle sowie das Verhältnis von Über- und 
Unterflurhydranten.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Planvorhaben befindet sich Innenbereich in integrierter und erschlossener Lage gegen-
über der Kreisklinik. Hier sind eine ausreichende Menge an Löschwasser sowie die 
geforderten Abstände zu den Hydraten und Löschwasserentnahmestellen sichergestellt. 
Einer Aufnahme dieser Aussagen bedarf es nicht. 
 
 
Deutsche Telekom AG, Schreiben vom 15.07.2008 
 
Die Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH erhebt gegen das Planvorhaben keine Ein-
wände. Im Planbereich befänden sich Telekommunikationsanlagen der Telekom. Sollten 
Änderungen oder Sicherungsmaßnahmen an den Telekommunikationslinien notwendig 
werden, sind der Telekom die durch den Ersatz oder die Verlegung dieser Anlagen 
entstehenden Kosten nach § 150 Abs. 1 BauGB zu erstatten. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Hinweise der Telekom sind gesetzlich vorgeschrieben und bedürfen deswegen keiner 
weiteren Aufnahme in den Planteil und dessen Begründung. 
 
 
Energieversorger E.ON Bayern AG, Schreiben vom 02.07.2008 
 
Gegen das Planungsvorhaben bestehen keine grundsätzlichen Einwendungen, wenn 
dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Anlagen der E.ON Bayern AG nicht 
beeinträchtigt werden. 
 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Versorgungsnetzes sowie die Koordinierung mit dem 
Straßenbauträger und anderer Versorgungsträger sei es notwendig, dass der Beginn und 
Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Planbereich frühzeitig (3 Monate) vor Baubeginn 
schriftlich mitgeteilt werde. Erdkabel sollten nach § 123 BauGB in der endgültigen Trasse 
verlegt werden können. 
Weiterhin weist die E.ON auf Schutzzonenbereiche für Kabel bei Aufgrabungen, auf 
Pflanzabstände von Bäumen und Sträucher sowie auf durchzuführende Schutzmaßnahmen 
hin. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Der Energieversorger wird wie allgemein üblich über anstehende Baumaßnahmen rechtzeitig 
informiert, damit eine Koordination der durchzuführenden Maßnahmen erfolgen kann. Die 
Hinweise auf Abstände, Schutzzonen und Schutzmaßnahmen sind gesetzlich geregelt und 
bedürfen daher nicht einer Aufnahme in den Planteil oder die Begründung des Bebauungs-
planes. 
 
 












